
  

Niederschrift 
 
über die Sitzung des Sozialbeirates 

am Mittwoch, 22.10.2025 

im großen Sitzungssaal des Landratsamtes 

 

 
Amt für Soziales 
Referat 31 

  
Auskunft erteilt: Herr Loibl 

  
Aktenzeichen:   
 

17.11.2025 

Beginn: 16:00 Uhr Ende: 18:00 Uhr  

 
 

Anwesend: 
 
1. Stellvertreter/in 
Rike Schiele;  
 
CSU-Fraktion 
Gabriele Off-Nesselhauf;  
 
SPD-Fraktion 
Petra Weber;  
 
B90/GRÜNE-Fraktion 
Hans-Heinrich Sautmann; Angelika Simon-Kraus;  
 
FW-Fraktion 
Josef Heckl;  
 
FDP 
Ulrich Bode;  
 
Stimmberechtigte Mitglieder 
Thomas Barenthin; Max Frisch; Alfons Keim; Manuela Lippold; Rolf Regul; Sonja Schlünder;  
 
Verwaltung 
 
Herr Ballmann (Abteilungsleitung 3-1) 
Frau Baubkus (Geschäftsführung Jobcenter FFB) 
Frau Grätz (Koordination Seniorenangelegenheiten 31-4) 
Frau Klyeisen (Gleichstellungsbeauftragte) 
Frau Höll (Inklusionsbeauftragte) 
Herr Sfeir (Integrationsbeauftragter) 
Frau Wirth (Beauftragte Pflegeprojekte) 
Herr Zoth (Förderwesen Soziales) 
Frau Vidakovic (Inklusionslotsin) 
 
Sonstige 
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Frau Dörr (Caritaszentrum FFB) 

 

 
Abwesend und entschuldigt: 
 
 
Vorsitzender 
Thomas Karmasin;  
 
CSU-Fraktion 
Stefan Floerecke; Sonja Thiele;  
 
AfD-Fraktion 
Florian Jäger;  
 
UBV 
Martin Schäfer;  
 
ÖDP 
Tanja Pfisterer;  
 
Parteiloses Mitglied 
Christian Müller;  
 
Stimmberechtigte Mitglieder 
Thomas Beer; Dennis Behrendt; Gernot Möller-Stahn;  
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INHALT  Seite verantwortl. 

Abt./Ref. 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Genehmigung Protokoll Sitzung vom 30.4.2025   
   

2 Umsetzung des Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts (SPGK) ab 
2025 

  

   

3 Aktualisierung des kommunalen Aktionsplans Inklusion   
   

4 Umsetzung Pflegeprojekte/Netzwerkarbeit   
   

5 Bericht aus dem Unterarbeitskreis  für den Bereich Wohnen von Er-
wachsenen mit Behinderung beim Bezirk Obb. 

  

   

6 Änderung der Hinweise für die freiwillige Zuschussvergabe an soziale 
Organisationen 

  

   

7 Infos zum Entwurf des Sozialhaushalts des LRA 2026   
   

8 Sonstiges, Wünsche, Termine   
   

 
 

 
 
Kreisrätin Rike Schiele eröffnet um 16:00 Uhr die Sitzung des Sozialbeirates. Sie begrüßt die 
Anwesenden und stellt fest, dass form- und fristgerecht geladen wurde. Die Beschlussfähigkeit 
ist gegeben 
 
 
Öffentlicher Teil 

 
 

TOP 1 
 

Genehmigung Protokoll Sitzung vom 30.4.2025 
 
 
Auf Nachfrage der stellvertretenden Vorsitzenden, Frau Schiele, haben die Beiratsmitglieder 
keine Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge zum Protokoll der Sitzung vom 30.4.2025. Das 
Protokoll ist damit genehmigt. 
 
  
 

TOP 2 
 

Umsetzung des Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts (SPGK) ab 2025 
 
 
Frau Grätz, Koordinatorin für Seniorenarbeit und Seniorenfachberatung im Landratsamt Fürs-
tenfeldbruck, stellt die Fortschreibung des SPGK vor. Die Datenerhebungen aus dem SPGK be-
stätigen die Prognosen: die Menschen im Landkreis Fürstenfeldbruck werden immer älter, aller-
dings kommen immer weniger junge Menschen nach. Der demographische Wandel stellt uns 
vor eine Vielzahl von Problemen, sei es Fachkräftemangel, aber auch die zunehmende Belas-
tung in der Pflege, sowie Seniorenarbeit. Die Pflegebedarfsprognose hat ergeben, dass bis ins 
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Jahr 2035 knapp 80% der Menschen, welche Pflegeleistungen in Anspruch nehmen, zuhause 
versorgt werden. Hier müssen Entlastungsangebote für die Menschen geschaffen werden, wel-
che diese Menschen zu Hause pflegen. Im Landkreis gibt es bereits einige Angebote zur Ent-
lastung von pflegenden Angehörigen, allerdings müssen diese (z.B. Kurzzeitpflege- und Tages-
pflegeplätze) ausgebaut werden. 
In der Fortschreibung des SPGK sind auf Grund von Befragungen, Daten und Workshops Maß-
nahmenempfehlungen für den Landkreis zu unterschiedlichen Handlungsfeldern erarbeitet wor-
den. Einen Auszug davon stellte Frau Grätz vor (siehe Anlage als Präsentation). Weitere Infor-
mationen, Prognosen sowie Empfehlungen in der Fortschreibung des SPGK ab 2025 sind unter 
 
 https://www.lra-ffb.de/gesundheit-soziales-asyl/senioren/seniorenpolitisches-gesamtkonzept . 
 
zu finden. 
 
Ergänzend zu den Ausführungen wurden folgende Fragen gestellt: 
 
Frau Schiele erkundigt sich, inwieweit die Gemeinden aktiv in die Umsetzung des SPGK einbe-
zogen werden. Frau Grätz berichtet insbesondere von regelmäßigen Treffen mit den Gemein-
den in Seniorenangelegenheiten und über Information der Bürgermeister in den regelmäßigen 
Bürgermeisterdienstbesprechungen und entsprechenden Jourfixes im Landratsamt.  
 
Frau Baubkus interessiert sich, inwieweit ältere Menschen für Beschäftigungen aktiviert werden 
könnten. Das Potential dieses Personenkreises dürfte nach Ausscheiden in den Ruhestand wei-
terhin für den Arbeitsmarkt relevant sein, nachdem künftig Fachkräfte fehlen werden. Frau Grätz 
gibt zu bedenken, dass diese Problematik kein Handlungsfeld des SPGK sei. 
 
Frau Off-Nesselhauf bedauert, dass es zu wenig Hospizvereine gäbe, diese aber Bestandteil 
der Pflegebedarfsplanung und des SPGK seien. 
 
Frau Simon Kraus berichtet von sog. verdeckter Altersarmut. Nach Ihrer Einschätzung nehmen 
nur ca. 40 % aller Bedürftigen wirklich die staatlichen Hilfen für die Deckung ihres Lebensunter-
halts über ergänzende Transferleistungen in Anspruch. Welche Maßnahmen plane das Landrat-
samt, um die Inanspruchnahme für Berechtigte zu erhöhen? Herr Loibl erwidert, dass keine ak-
tive Werbung von Seiten des Landratsamtes erfolgen bzw. geplant sei. Entsprechend verpflich-
tender Aufgabe durch das Sozialgesetzbuch berät das Amt für Soziales aber auf Anfrage indivi-
duell zu sämtlichen Sozialleistungsansprüchen und verweist ggf. an zuständige Sozialleistungs-
träger. Frau Pfeiffer ergänzt, dass insbesondere die Gemeinden und die Wohlfahrtsverbände 
auch allgemeine Sozialberatung in vielfältiger Weise vorhalten würden.  
 
Herr Keim berichtet von seinen Beobachtungen hinsichtlich des sog. Ladensterbens in den 
Kommunen, nachdem der Handel vielfältig über das Internet abgewickelt werde. Er befürchtet, 
dass viele Senioren künftig ihre Bedarfe nicht mehr vor Ort decken können, gleichwohl ihnen 
das Knowhow für den Einkauf im Internet fehle und die Mobilität für Senioren vielfältig einge-
schränkt sei. Die Gemeinden sollten oder müssen sich wohl künftig um die Infrastruktur auf ih-
rem Gemeindegebiet zur Deckung notwendiger Einkaufsmöglichkeiten kümmern. 
 
 
  
 

TOP 3 
 

Aktualisierung des kommunalen Aktionsplans Inklusion 
 

https://www.lra-ffb.de/gesundheit-soziales-asyl/senioren/seniorenpolitisches-gesamtkonzept
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Frau Höll berichtet als Inklusionsbeauftragte aus ihrem Aufgabengebiet und bezieht sich auf die 
in der Anlage beigefügte Präsentation: 
Der aktuelle Stand des Kommunalen Aktionsplans für den Landkreis Fürstenfeldbruck zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist aus dem Jahr 2017. Seitdem wurden viele 
Maßnahmen umgesetzt.  
Die Maßnahmen sind inzwischen durch die Entwicklung der letzten Jahre aber dringend aktuali-
sierungsbedürftig. Deshalb soll der Kommunale Aktionsplan für den Landkreis Fürstenfeldbruck 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention evaluiert und fortgeschrieben werden. 
Dieses Anliegen wurde am 25.09.2025 im Kreisausschuss mit Kenntnisnahmebeschluss einge-
bracht. Notwendige Mittel für die Fortschreibung wurden von der Verwaltung für den Haushalt 
2026 angemeldet. Soweit die Kreisgremien (Kreisausschuss und Kreistag) in den Haushaltsbe-
ratungen diese Mittel für den Haushalt 2026 billigen, kann der Aktionsplan fortgeschrieben wer-
den. 
Bei der Aktualisierung werden mit externer Begleitung statistische Daten erhoben und verschie-
dene Befragungen und Erhebungen durchgeführt. Daraus werden Handlungsfelder und Maß-
nahmen für den Kommunalen Aktionsplan abgeleitet, die dann anschließend an die Fortschrei-
bung umgesetzt werden sollen. Der Fortschreibungsprozess wird etwa ein Jahr in Anspruch 
nehmen. Die Zielgruppe der Fortschreibung des Kommunalen Aktionsplans sind Menschen mit 
Behinderung im Landkreis Fürstenfeldbruck sowie die kreisangehörigen Städte und Gemein-
den. 
Die bisherigen Handlungsfelder „Bewusstseinsbildung“, „Mobilität, Bauen, Wohnen“, „Bildung“, 
„Arbeit“ und „Gesundheit, Kultur, Freizeit, Sport“ sollen evaluiert, aktualisiert und ergänzt wer-
den. Perspektivisch könnten zum Beispiel Kinder, Jugendliche und Familien, die Digitalisierung 
und auch die Betrachtung der gesamten Lebensspanne und unterschiedlicher Lebenssituatio-
nen Behinderter zu neuen Schwerpunkten des Kommunalen Aktionsplans werden, um den der-
zeitigen gesellschaftlichen Strukturen mit den Maßnahmen gerecht zu werden.  
 
Hinsichtlich der Notwendigkeit der Fortschreibung bittet die Verwaltung den Sozialbeirat um Un-
terstützung, indem dieser gegenüber den Kreisgremien entsprechende Beschussfassung emp-
fiehlt. 
 
Beschluss: 
 
Der Sozialbeirat empfiehlt den Kreisgremien, dass die von der Verwaltung für den Haushalt 
2026 für die Aktualisierung des Kommunalen Aktionsplans Inklusion angemeldeten Mittel bereit-
gestellt werden. 
 
  
Empfehlungsbeschuss erfolgt einstimmig 
 
 
 

TOP 4 
 

Umsetzung Pflegeprojekte/Netzwerkarbeit 
 
 
Frau Wirth berichtet zu dem aktuellen Umsetzungsstand der Pflegeprojekte/Netzwerkarbeit und 
ergänzt Ihre Ausführungen zu den in der Anlage bereitgestellten Präsentationen: 
 
Projekt Schultour Demenz 
Der dreistündige Workshop mit Film sowie Diskussion und Gruppenarbeiten zu dem Thema De-
menz kam bei den ca. 50 Schülerinnen und Schülern sehr gut an. Bereits 10 von ihnen hatten 
bereits persönliche Berührungspunkte mit diesem Thema.  
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Für 2026 wird das Angebot, welches in Kooperation mit der Dt. Alzheimer Gesellschaft LV Bay-
ern, initiiert durch das LRA, Bereich Pflege, den Schulen im Landkreis erneut unterbreitet. 
 
Projektstatusbericht Pflegestützpunkt: 
Die Projektleitung begleitet weiter die aufgeführten Themen und bereitet diese zur Umsetzung 
vor. 
 
Quartalsbericht Pflegestützpunkt 
In Vertretung der Leiterin vom Pflegestützpunkt, Frau Johanna Lühmann, stellte Fr. Wirth (Pro-
jektleiterin Pflegestützpunkt) zusammenfassend die Quartalsberichte vom 2. und 3. Quartal 
2025 vor. 
 
Netzwerkarbeit Pflege 
Um die Vernetzung im Landkreis Fürstenfeldbruck strukturiert und zielgerichtet aufzubauen, 
benötigt es ein verbindliches regionales Netzwerk, s.a. SPGK Maßnahmenempfehlung zur 
Koordination und Vernetzung. 
Nach Inbetriebnahme des Pflegestützpunktes, welcher mit der Vernetzung der Beratungsstellen 
bereits begonnen hat, ist eine weitere Vernetzung mit allen Akteuren der pflegerischen Ver-
sorgung, ein sog. Pflegenetzwerk, eine logische und sinnhafte Folge sowie der nächste 
empfohlene Schritt des Bereichs Pflege. 
Es existieren im Landkreis bereits seit vielen Jahren verschiedene Netzwerke und Gremien so-
wie Arbeitsgemeinschaften, runde Tische, die sich alle mit verschiedenen pflegerischen The-
men beschäftigen. Eine gemeinsame strukturierte Vernetzung untereinander gibt es bisher aber 
nicht. 
Spezielle Pflegethemen (s. Präsentation) sowie Themen aus den Beratungen im Pflegestütz-
punkt, die bislang keine Plattform haben, können in einer sog. Pflegekonferenz gebündelt wer-
den und Handlungsempfehlungen an die Politik, sowohl regional als auch überregional, weiter-
gegeben werden. 
Anfragen bzgl. der Umsetzung einer Pflegekonferenz und eine aktive Mitarbeit in selbiger im 
Landkreis Fürstenfeldbruck wurden bereits von einem Träger aus dem Landkreis und auch von 
der örtlichen Pflegekasse signalisiert. 
Eine Förderung von Personal- und Sachkosten über 3 Jahre kann über die staatliche „Gute 
Pflege Förderrichtlinie“ vom Landkreis Fürstenfeldbruck beantragt werden. Eine 0,5 Vollzeit-
stelle wird bei der Größe des Landkreises empfohlen. 70 % dieser Personal- und auch Sach-
kosten würden dadurch refinanziert. 
Die Umsetzung würde durch die Stelleninhaberin der Koordination für Pflegeprojekte, Frau 
Wirth übernommen. Somit erfolgt ggf. keine Stellenmehrung! 
Nach Vorstellung der Vorgehensweise und Darstellung der Aufgaben einer Pflegekonferenz 
nach § 8a SGB XI und  den Vorgaben vom Freistaat Bayern, AGSG Art. 77a und § 49 AVSG, 
wird der Sozialbereirat um Unterstützung gegenüber den Kreisgremien zur Umsetzung und eine 
sog. Pflegekonferenz gebeten. 
 
Frau Off-Nesselhauf belobigt die Errichtung und die Arbeit des Pflegestützpunktes. Im Hinblick 
auf die mit dem Pflegestützpunkt zu erledigenden Aufgabe „Netzwerkpflege“ befürwortet sie 
auch die Einrichtung einer sog. Pflegekonferenz. 
Frau Weber gibt zusätzlich zu Bedenken, dass es insgesamt schwierig sein werde, geeignetes 
Personal für den Pflegestützpunkt und die Netzwerkpflege für eine Pflegekonferenz zu finden. 
Herr Keim bezeichnet es ausdrücklich als sehr erfreulich, wie sich die Arbeit des Pflegestütz-
punktes seit einem halben Jahr entwickelt habe. Die geplante Pflegekonferenz müsste nach 
seiner Einschätzung öfter als einmal jährlich tagen. Handlungsbedarfe sehe er bei bedürftigen 
Senioren aber auch bei anderen Gruppen. Insbesondere Kinder, Jugendliche mit entsprechen-
den Bedarfen fielen bisher leider durch das Rastser. 
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Beschluss: 
 
Der Sozialbeirat unterstützt die Einrichtung einer Pflegekonferenz nach § 8a SGB XI für den 
Landkreis und empfiehlt den Kreisgremien gegebenenfalls mögliche bzw. künftige Beschluss-
vorlagen der Verwaltung zu dieser Angelegenheit entsprechend mitzutragen. 
 
 
  
 
Empfehlungsbeschuss erfolgt einstimmig 
 
 
 

TOP 5 
 

Bericht aus dem Unterarbeitskreis  für den Bereich Wohnen von Erwachsenen mit Behin-
derung beim Bezirk Obb. 
 
 
Herr Keim berichtet aus der letzten Sitzung des Unterarbeitskreises am 2.10.2025. Den Arbeits-
kreis gebe es seit 2023. Der Bayerische Landtag habe den Arbeitskreis bezüglich der landes-
rechtlichen Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes beauftragt, die Situation junger, behinder-
ter Menschen hinsichtlich deren Wohnungsproblematik zu untersuchen und dem Sozialaus-
schuss des Landtags Empfehlungen zur Lösung derselben vorzuschlagen. 
 
Lösungsvorschläge wurden mehrfach vorgetragen. Das Unterbringungsproblem für junge be-
hinderte Erwachsene nach Abschluss der Schulbildung, insbesondere das Fehlen geeigneter 
Anschlussunterbringung nach der Schule wurden hervorgehoben. Es fehlen geeignete Einrich-
tungen, geeignetes Betreuungsfachpersonal. Die Personalproblematik zur Betreuung Behinder-
ter werde immer prekärer. Personal könne nach der Überzeugung von Herrn Keim insbeson-
dere über entsprechende Förderungen der Ausbildung, Kampagnen für die Pflege- und Betreu-
ungsberufe, Anerkennung von vergleichbaren bzw. ähnlichen Berufsbildern für die Betreuung 
und Verbesserungen in im Vergütungssystem, gewonnen werden. 
 
Diskutiert wurde vom Unterarbeitskreis auch die Installation einer Vermittlungsplattform „Wohn-
platz-Finder für Menschen mit Behinderung“. Ähnliches gebe es seit ca. 15 Jahren für psychisch 
Kranke. Für sonstige Behindert sei auf dieser Plattform aber keine Suchfunktion hinterlegt. Eine 
Ausweitung der Plattform auf den Personenkreis der Behinderten regte er an. Betreiber für eine 
künftige Vermittlungsplattform könne nach seiner Einschätzung der Bezirk Obb. bzw die KBO 
sein. Leider schaffe eine Vermittlungsplattform aber keine Wohn- und Betreuungsplätze. 
 
Als weiteres Problem bei der Versorgung behinderter Menschen sehe er die kürzlich von der 
Schön-Klinik in Vogtareuth angekündigte Schließung der Station „JERWA“ zum 31.12.2025. In 
dieser Einrichtung werden Behinderte mit sämtlichen Problemlagen derzeit medizinisch ver-
sorgt. Patienten werden hier nicht wegen ihrer Behinderung isoliert. Trotzdem erfolgt die Be-
handlung in geschütztem Bereich mit umfassender Betreuung und Therapie. Eine vergleichbare 
Einrichtung gebe es in Deutschland nicht. Herr Keim berichtet von einer gerade initiierten Peti-
tion und wirbt für einer Teilnahme an derselben. 
 
Anmerkung; Frau Höll verweist hinsichtlich weiterer Informationen auf den bereits im Inklusions-
forum erwähnten Link zur angesprochenen Petition für den Erhalt der Station JERWA in Vog-
tareuth:  
https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-si-
chern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-

https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-sichern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_promote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=washarecopy_490804098_de-DE%3A1
https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-sichern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_promote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=washarecopy_490804098_de-DE%3A1


Niederschrift 

über die Sitzung des Sozialbeirates am 22.10.2025 

 

Seite 8 von 11 
 
3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_pro-
mote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=was-
harecopy_490804098_de-DE%3A1 
 
Frau Off-Nesselhauf beschreibt die Schließung der Station JERWA als Drama. Die Problematik 
sei dem Bezirk als überörtlicher Sozialhilfeträger bekannt. Die Schön-Klinik, als bisheriger Be-
treiber von JERWA sei ein privatwirtschaftlich tätiges Unternehmen, bei dem die öffentliche 
Hand keine Handhabe im Entscheidungsbereich habe. Der Bezirk sei aber auf der Suche nach 
einem vergleichbaren Ersatzangebot. Zur Wohnraumproblematik betont sie, dass der Bezirk 
notwendige Wohnraumbeschaffungskosten und Beratungsangebote für Behinderte gegenüber 
Kommunen und potentiellen Bauträgern fördere. Hier verweist sie beispielhaft auf das Projekt 
„Wohnsinn“ in München. Fachstellen, Regierungen und Ministerien sind bei der Umsetzung der 
Wohnraumbeschaffungsangebote natürlich eingebunden.  
 
 
 
 
 
  
 

TOP 6 
 

Änderung der Hinweise für die freiwillige Zuschussvergabe an soziale Organisationen 
 
 
Herr Zoth berichtet, dass die Hinweise, welche das Verfahren der Vergabe von freiwilligen Zu-
schüssen an soziale Organisationen im Landkreis regeln, angepasst werden. Eine entspre-
chende Beschlussvorlage wird die Verwaltung dem Kreisausschuss in seiner Sitzung am 
27.10.2025 zur Entscheidung vorlegen. Mit der Anpassung der Hinweise ergeben sich folgende 
Änderungen: 
 

- Redaktionelle Änderung: Die Hinweise beziehen sich künftig auf die aktuelle Rechts-
grundlage (§ 5 SGB XII) 

 
- Änderung/Ergänzung hinsichtlich Antragsverfahrens: Zuschussanträge sollen künftig 

beim Amt für Soziales bis spätestens 30.06. des laufenden Jahres im Amt für Soziales 
eingereicht werden. Diese Regelung fixiert nur den Status quo und dient der Rechtsi-
cherheit für die Antragsteller und die Verwaltung 

 
 
  
 

TOP 7 
 

Infos zum Entwurf des Sozialhaushalts des LRA 2026 
 
 
Herr Loibl berichtet, dass der Sozialhaushalt 2026 bereits Mitte August 2025 vom Amt für Sozia-
les an die Kreisfinanzverwaltung gemeldet wurde. Bei der Bildung der Haushaltsansätze wur-
den insbesondere die Ausgabenentwicklung, die Fallzahlensteigerungen und mögliche gesetzli-
che Änderungen bei den jeweiligen Haushaltspositionen berücksichtigt. In nahezu sämtlichen 
Ausgabenbereichen sind seit Jahren und auch 2025 Ausgabensteigerungen zu beobachten und 
auch für 2026 zu erwarten.  
 

https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-sichern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_promote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=washarecopy_490804098_de-DE%3A1
https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-sichern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_promote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=washarecopy_490804098_de-DE%3A1
https://www.change.org/p/erhalt-der-station-jerwa-in-vogtareuth-einzigartige-transition-sichern?recruiter=59430154&recruited_by_id=9a36dee0-b492-0130-c68d-3c764e051fd7&utm_source=share_petition&utm_campaign=psf_promote_or_share&utm_term=take_next_step&utm_medium=whatsapp&utm_content=washarecopy_490804098_de-DE%3A1
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Ein Großteil des Sozialhaushalts besteht aus gesetzlich festgelegten Pflichtleistungen des 
Landkreises, welche teilweise zu Lasten des Landkreises, größtenteils aber auch im Rahmen 
der Delegation oder der Bundesauftragverwaltung zu Lasten des Bezirks Oberbayern oder zu 
Lasten des Bundes erbracht werden.  
 
Einen Großteil der Aufwendungen sind für die Grundsicherung im Alter und bei Dauererwerbs-
minderung (4. Kap. SGB XII) veranschlagt. Hier kommt der Bund für die Kosten in vollem Um-
fang im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung auf. Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kap. SGB 
XII) in vergleichbaren Umfang wie Grundsicherung erhalten Personen, die gleichwohl nicht er-
werbsfähig sind oder die Altersgrenze noch nicht erreicht haben. Für diesen Personenkreis ist 
der Landkreis in vollem Umfang Kostenträger. Die Kostenentwicklung in diesem Bereich ist der 
steigenden Altersarmut und nicht zuletzt der notwendigen Versorgung der zunehmenden An-
zahl an Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine geschuldet. Folgende Aufwände machen die Kosten-
entwicklung deutlich: 
 
    Ergebnis 2024   Ansatz 2026 
Grundsicherung  12.781.000,- €   13.871.000,- € 
Hilfe zum Lebensunterhalt   1.150.000,- €     1.400.00,- € 
 
Ähnliches gilt für die Leistungen für Bildung und Teilhabe, welche das Amt für Soziales für alle 
berechtigten Transferleistungsempfänger (Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag, Wohngeld) 
erbringt: 
 
    Ergebnis 2024   Ansatz 2026 
      1.951.000,- €     2.289.000,- € 
 
Diese Leistungen werden vom Bund zusammen mit den kommunalen Bürgergeldleistungen 
pauschal erstattet. 
 
Im Rahmen der Krankenhilfe (5. Kap. SGB XII) erbringt der Landkreis derzeit in eigener Träger-
schaft die Kosten für ambulante Krankenversorgung für derzeit ca. 290 Personen, die weder in 
die gesetzliche Krankenversicherung, noch in ein anderes Versorgungssystem aufgenommen 
werden können. Leider sind das insbesondere ukrainische Kriegsflüchtlinge. Die stationäre 
Krankenversorgung wird im Auftrag des überörtlichen Sozialhilfeträgers (Bezirk Obb) im Rah-
men der Delegation erbracht. Diese Kosten werden dem Bezirk in Rechnung gestellt, der den 
Landkreis wiederum über die sog. Bezirksumlage belastet. Die Kosten in diesem Bereich sind 
nicht wirklich planbar, da ein entsprechender Bedarf von der jeweiligen Krankenbehandlungssi-
tuation der leistungsberechtigten Personen abhängt. 
 
Der Landkreis ist darüber hinaus auch für die Finanzierung der kommunalen Bürgergeldleistun-
gen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Kosten der Unterkunft, Einmalbedarfe, z. B. 
Erstausstattungen, Wohnungsbeschaffungskosten) zuständig. Diese Leistungen erbringt das 
Jobcenter als gemeinsame Einrichtung und eigenständige Behörde für den Landkreis und be-
lastet die Aufwendungen jeweils direkt vereinbarungsgemäß direkt den Landkreis. Die Kosten 
werden vom Bund (einschließlich Bildung- und Teilhabeleistungen) zu ca. 2/3 erstattet. Die vom 
Gesetzgeber geplanten Reformen zum Bürgergeld dürften nach Einschätzung von Herrn Loibl 
grds. zu keinen Einsparungen im kommunalen Gesamthaushalt führen. Ein von der Bundesre-
gierung angekündigter Gesetzesentwurf als Ersatz des Bürgergeldes zur sog. „neuen Grundsi-
cherung“ lag der Verwaltung vor der Sitzung des Sozialbeirat noch nicht vor.  
 
Frau Baubkus konstatiert, dass das Bürgergeld insgesamt zu teuer sei und sie sich mit den Ge-
setzesänderungen Einsparungen erhoffe. Neben der Senkung des sog. Schonvermögens und 
der Abschaffung von Karenzzeiten für die Leistung unangemessener Mieten sind ggf. Sanktio-
nen gegen Pflichtverletzungen im Leistungsbereich geplant, welche die betroffenen Personen 
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zur Selbsthilfe anhalten sollen. Sanktionen seien auch letztendlich unter einem strengen Prüf-
maßstab des Bundessozialgerichts in die Unterkunftskosten möglich, wenn mehrmalige Sankti-
onstatbestände hintereinander erfüllt seien. Auch hinsichtlich der anzuerkennenden angemes-
senen Unterkunftskosten würden Kürzungsmöglichkeiten künftig möglich sein. Erschwert sei die 
Einhaltung der sog. Mietobergrenzen im Kreis Fürstenfeldbruck ohnehin aufgrund des ange-
spannten Mietmarktes und der hohen Mietpreise im Ballungsraum München. Sie bezweifelt, 
dass mit den beabsichtigten Sanktionen Obdachlosigkeit gefördert würde.  
 
Herr Bode erwartet sich mit Verweis auf die aktuelle BSG-Rechtsprechung kein Einsparpotential 
mit künftigen, konkret verhängten Sanktionen. Er sieht jedoch mögliche Sanktionen schon als 
Hilfsmittel, welches Arbeitsaufnahmen begünstigen könnte. Hier würde durchaus ein Einspar-
möglichkeit entstehen können.  
 
Herr Sautmann befürchtet die Ausweitung der Obdachlosenproblematik, wenn letztendlich ne-
ben den Regelsätzen auch in die Unterkunftskosten sanktioniert würde. Bei Sanktionen (in die 
Regelsätze) empfiehlt er deshalb, Unterkunftskosten direkt an die Vermieter zu bezahlen. Eine 
Gefährdung der Wohnung durch Sanktionen in die Unterkunftskosten solle soweit als möglich 
vermieden werden. Die KdU-Kürzung sollte letztes Mittel sein. Vorher sollte immer versucht 
werden, mit den Leistungsempfängern ins Gespräch zu kommen.  
 
Herr Regul erläutert, dass der Totalverweigereranteil in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
verschwindend gering sei. Er befürchtet, dass das Thema Totalverweigerer und Sanktionen un-
nötig politisch aufgeladen werde und hält die Diskussion für nicht sachgerecht.  
 
 
  
 

TOP 8 
 

Sonstiges, Wünsche, Termine 
 
 
Infobroschüre „Wohnung behalten“: 
Herr Zoth berichtet über den Sachstand zum Thema: Im März 2025 wurde im „Arbeitskreis 
Wohnen Plus“ der Landkreiskommunen der Wunsch geäußert, die damals von der Wohnungs-
losenhilfe München und Oberbayern herausgegebene Informationsbroschüre „Wohnung behal-
ten“ auch im Landkreis einzuführen. Mit der Broschüre soll Personen geholfen werden, die den 
Verlust ihrer Wohnung befürchten müssen indem Ihnen entsprechende Hilfsangebote und 
Handlungsinformationen zur Hand gegeben werden. 
 
Der Landkreis hatte daraufhin die Initiative übernommen und bei Städten, Gemeinden, Behör-
den und sozialen Einrichtungen abgefragt, ob eine Teilnahme und ein Eintrag in der Broschüre 
gewünscht ist. 
 
Nachdem mehrere wichtige Kommunen und Einrichtungen des Landkreises sich gegen eine 
Teilnahme und den dazugehörigen Eintrag ausgesprochen haben, wurde das Projekt von der 
Landkreisverwaltung eingestellt. 
 
Nächster Sitzungstermin: 
 
Im Hinblick auf die Kommunalwahl im März 2026 empfiehlt die stellvertretende Vorsitzende, 
Frau Schiele, die nächste Sitzung des Sozialbeirats frühestens auf Mitte 2026 zu legen. Herr 
Loibl verweist darauf, dass die Mitglieder des Sozialbeirats, welche aus dem Kreistag zu be-
stimmen sind, erst nach der konstituierenden Sitzung des Kreistages, bestimmt werden können. 
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Die Geschäftsstelle des Sozialbeirats wird sich zu gegebener Zeit um das Besetzungsverfahren 
kümmern. 
 
 
  
 
 
 
Es liegen keine Wortmeldungen vor. Die stellvertretende Vorsitzende, Frau Schiele schließt um 
18:00 Uhr die Sitzung. 
 
 
 
Fürstenfeldbruck, 17.11.2025 
 
 
 
 
Rike Schiele    Johannes Loibl Nadine 

Pfeiffer 
Vorsitzender    Protokollführer 
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